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SHGT - info - intern Nr. 103/17 

Zirkusse mit Wildtieren in kommunalen öffentlichen Einrichtungen: 

Hinweise zur rechtskonformen Ausgestaltung von Gemeinderats-

beschlüssen 

In der Vergangenheit hat es immer wieder verwaltungsgerichtliche Verfahren gege-
ben, die sich mit der Zulässigkeit von kommunalen „Wildtierverboten“ für Zirkusse in 
kommunalen öffentlichen Einrichtungen befasst haben. Zuletzt hatte das Verwal-
tungsgericht Hannover mit Eilbeschluss vom 12.01.2017 (Az.: 1 B 7215/16) ent-
schieden, dass eine kommunale Satzung, nach der die Stadt Zirkussen mit Wildtie-
ren keine öffentlichen Flächen mehr zur Verfügung stellen darf, rechtswidrig sei. 
Über die Entscheidung hatte die Geschäftsstelle in der Februar-Ausgabe der Ver-
bandszeitschrift „Die Gemeinde“ (Rubrik Rechtsprechungsberichte, S. 43) informiert. 
Zur Begründung hatte sich das Gericht maßgeblich auf kompetenzrechtliche Erwä-
gungen gestützt, da der Bund die Voraussetzungen für ein Verbot des gewerbsmä-
ßigen Zurschaustellens von Tieren in § 11 Tierschutzgesetz abschließend geregelt 
habe und diese Regelung nicht auf kommunaler Ebene konterkariert werden dürfe. 
Ethische oder tierschutzrechtliche Belange seien insoweit nicht zu berücksichtigen. 
Das OVG Lüneburg hat die hiergegen von der Antragsgegnerin eingelegte Be-
schwerde mit Beschluss vom 02.03.2017 (10 ME 4/17) zurückgewiesen. 
 
Diese jüngsten Entscheidungen hat die Tierschutzbeauftragte des Landes Baden-
Württemberg zum Anlass genommen und sich in einer Stellungnahme vom 17. März 
2017 mit den rechtlichen Erwägungen der Entscheidungen auseinandergesetzt und 
die bereits im Juli 2015 veröffentlichte Handreichung „Zirkusse mit Wildtieren in 
kommunalen öffentlichen Einrichtungen“ ergänzt. Die Empfehlungen der Landesbe-
auftragten für Tierschutz vom 10. Juli 2015 sind in der ergänzten Fassung vom 17. 
März 2017 abrufbar unter  
 
https://mlr.baden-wuerttemberg.de/de/unser-haus/die-landesbeauftragte-fuer-
tierschutz/stellungnahmen/  
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und sind zudem als Anlage zu diesem Info-intern beigefügt. 
 
Die Stellungnahme gibt Hinweise, unter welchen Voraussetzungen und mit welchen 
Begründungen Gemeinderatsbeschlüsse dahingehend rechtssicher gefasst werden 
können, dass Gemeinden mit Zirkusunternehmen und vergleichbaren Einrichtungen 
nur noch dann Nutzungsverträge abschließen, wenn sich die Unternehmen vertrag-
lich verpflichten, Wildtiere bestimmter Arten weder mitzuführen noch zur Schau zu 
stellen. Hierbei handelt es sich insbesondere um folgende Begründungsansätze: 
 • Erwägungen der Gefahrenabwehr 

Zunächst verweist die Stellungnahme auf die Möglichkeit, die Nicht-Zulassung 
zur Nutzung kommunaler Einrichtungen mit Blick auf bestimmte Tierarten aus 
Erwägungen der Gefahrenabwehr zu begründen. Hierbei muss es sich um 
solche Tiere handeln, die bereits wegen ihrer Größe, ihres Gewichts und ihrer 
(Beiß-) Kraft eine Gefahr für Personen oder Sachen darstellen, die sich in der 
Einrichtung oder ihrer Umgebung aufhalten bzw. befinden. 
Diese Begründung dürfte der Stellungnahme zufolge für solche Tiere in Be-
tracht kommen, die nach dem vom Bundesministerium für Ernährung und 
Landwirtschaft herausgegebenen Leitlinien für die Haltung, Ausbildung und 
Nutzung von Tieren in Zirkusbetrieben (Zirkusleitlinien) praktisch nicht art- und 
verhaltensgerecht in einem Wanderzirkus untergebracht werden können 
(Menschenaffen, Tümmler, Delfine, Greifvögel, Flamingos, Pinguine, Nashör-
ner und Wölfe). Weiterhin soll dieser Begründungsansatz auch für solche Tie-
re in Betracht kommen, von denen der Bundesrat mit ausführlicher Begrün-
dung festgestellt hat, dass sie unter den Bedingungen eines Wanderzirkusses 
schwerwiegenden Belastungen ausgesetzt sind (Affen aller Art, Elefanten, 
Großbären, Giraffen, Nashörner und Flusspferde). In diesen Kontext können 
auch bauordnungsrechtliche Erwägungen fallen. 
 • Erhöhter Verwaltungsaufwand 
Als weiterer Begründungsansatz kommt der erhöhte Verwaltungsaufwand in 
Betracht, der regelmäßig betrieben werden muss, um die Unterbringung die-
ser Tiere mit der Sicherheit, die aufgrund der örtlichen Gegebenheiten möglich 
ist, zu gewährleisten.  

 • Nur hilfsweise: (ethische) Gründe des Tierschutzes 
Das OVG Lüneburg hatte im besagten Beschluss die in erster Linie „aus-
schließlich tierschutzrechtliche“ Begründung des geprüften Ratsbeschlusses 
kritisiert. Auch die Vorinstanz hatte kritisiert, dass der Ratsbeschluss und die 
damit vollzogene (Teil-) Entwidmung der kommunalen Einrichtung nicht mit 
„kommunalrechtlichen Erwägungen“ begründet habe. Inwieweit allgemeine 
ethische Erwägungen von der kommunalen Gestaltungsfreiheit im Rahmen 
des Rechts auf kommunale Selbstverwaltung (Art. 28 Abs. 2 GG) umfasst 
sind, wurde  - wie der Stellungnahme zu entnehmen ist - in der Vergangenheit 
nicht immer einheitlich durch die Rechtsprechung beantwortet. Die Stellung-
nahme geht davon aus, dass durchaus auch Angelegenheiten mit überörtli-
chem Interesse einen spezifischen Bezug zur örtlichen Gemeinschaft haben 
können. Aufgrund der uneinheitlichen Rechtsprechung sollten derartige Erwä-
gungen jedoch nur hilfsweise herangezogen werden. Zumindest aber handelt 
es sich bei einer Teil-Entwidmung von Festplätzen für Zirkusse mit Wildtieren 
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jedenfalls dann (noch) um eine auf kommunalrechtlichen Erwägungen beru-
hende Entscheidung, wenn die Nicht-Zulassung auf Zirkusse mit Raub- oder 
anderen gefährlichen Tieren beschränkt wird. 

 
 
Auf der Internetseite des Landes Baden-Württemberg finden sich zudem unter der 
Internetadresse 
 
https://www.baden-
wuerttemberg.de/de/service/presse/pressemitteilung/pid/orientierungshilfe-zu-
sicherheitsauflagen-bei-zirkustieren/  
 
auch weiterführende Hinweise, die die Ordnungsbehörden der Städte und Gemein-
den beim häufig konfliktreichen Umgang mit den Zirkusbetrieben unterstützen sollen. 
Der unter der angegebenen Adresse als Download zur Verfügung gestellte „Vor-
schlag für Sicherheitsauflagen bei Zirkustieren“ wurde gemeinsam mit den kommu-
nalen Spitzenverbänden in Baden-Württemberg erarbeitet. 
 
Anlage 
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